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München/Vilshofen. Der
Bund der Steuerzahler kriti-
siert in seinem jüngsten
Schwarzbuch der Steuerver-
schwendung die Haselmaus-
brücke von Vilshofen im Land-
kreis Passau. Die Querungshil-
fe (Kosten: 93 000 Euro) soll es
den possierlichen Tierchen er-
möglichen, ihre Lebensräume
weiterhin zu nutzen, die durch
die neu gebaute Umfahrung
(40 Millionen Euro) durch-
schnitten wurden. Eine Wild-
kamera belegt: In diesem Som-
mer hat keine Haselmaus den
Weg durch die Stahlkonstruk-
tion gefunden. Angeprangert
wird im Schwarzbuch auch die
gescheiterte Pkw-Maut. Das
Maut-Debakel sei nicht nur
eine politische Blamage, son-
dern vor allem bitter für die
Steuerzahler. – pnp/Bayern

Schwarzbuch:
Diese Brücke ist
für die Katz

Ausgabe A

Passauer Neue Presse

Über diese Brücke sollen die Haselmäuse gehen. Die 7 Meter hohe und 20 Meter lange Stahlkonstruktion ist hohl und mit Reisig und

Laub ausgelegt. Das seit einem Jahr fertige Teilstück der Umfahrung Vilshofen zerschneidet den Lebensraum der Tiere. − Foto: Rücker



BAYERN10 Mittwoch, 30. Oktober 2019 Nummer 251

Von Helmuth Rücker
und Kilian Pfeiffer

Vilshofen/Berchtesgaden. Es
ist zum Mäusemelken! Da hat das
Staatliche Bauamt Passau aus sei-
ner Sicht alles getan, um beim
umstrittenen Bau der Umfahrung
Vilshofen den Schaden an der Na-
tur möglichst gering zu halten
bzw. für einen entsprechenden
Ausgleich zu sorgen – und was
passiert?! Naturschützer wie Me-
dien und auch Bürger stürzen sich
allein auf die sogenannte Hasel-
mausbrücke, überschütten sie in
TV-Satire-Sendungen oder bei
Starkbierfesten mit Häme und
Kritik. Genau ein Jahr nach der
Freigabe des ersten Streckenab-
schnitts der Umfahrung (Kosten
40 Mio. Euro) schien Ruhe einge-
kehrt zu sein – da gießt der Bund
der Steuerzahler Bayern erneut Öl
ins Feuer, indem er den Bau der
93 000 Euro teuren Querungshilfe
ins Schwarzbuch aufnimmt. Da-
rin werden vom Verein einmal
jährlich Projekte benannt, die im
Verdacht der Steuerverschwen-
dung stehen.

Die einzigartige Haselmausbrü-
cke war noch nicht montiert, da
schimpfte bereits der Bund Natur-
schutz: „Das ist für die Katz!“ Die
Haselmaus, die keine Maus ist,
sondern zur Familie der Bilche ge-
hört, werde die Querungshilfe aus
Stahl nicht annehmen, prophe-
zeite Vilshofens BN-Vorsitzende
Helgard Gillitzer. Das Staatliche
Bauamt pflanzte entlang der 800
Meter langen ersten Trasse Un-
mengen von Sträuchern und Bü-
schen und versuchte mit Bäumen,
der Haselmaus eine Kletterhilfe
zu geben, damit diese den nack-
ten Betonsockel der Brücke über-
winden kann. Man sei zuversicht-
lich, dass die Haselmaus schon im
ersten Sommer die Querungshilfe
nutzen werde, hieß es seinerzeit.

Eine Wildkamera wurde beid-
seits montiert. Doch die Hasel-
mäuse taten den behördlichen
Straßenbauern den Gefallen
nicht. Die Erklärung des Staatli-
chen Bauamts: „Veränderungen
brauchen Zeit, die Natur braucht
Zeit – und auch die Haselmaus
braucht offenbar Zeit. Diese soll-
ten wir ihr geben.“

Das Staatliche Bauamt fühlt
sich ohnehin zu Unrecht kritisiert.
Der Bund Naturschutz hatte
gegen die Genehmigung der Tras-
se geklagt und bei der ersten Ge-
richtsverhandlung – bei der es
hauptsächlich um den Schutz der
Fledermäuse ging – Haselnüsse
mit eindeutigen Fraßspuren her-
vorgeholt. Bei der Verhandlung
vor dem obersten bayerischen
Verwaltungsgericht kam es nach
umfassenden Umplanungen zu

Die Haselmaus will einfach nicht

einem Vergleich. Dabei tauchte
erstmals der Vorschlag einer Que-
rungshilfe für Haselmäuse auf,
damals noch als Grünbrücke ge-
dacht.

Landrat: „Verzichtet
auf die zweite Brücke“

Es wurde eine eigens entwickel-
te Stahlkonstruktion, die innen
hohl ist. Darin befinden sich Rei-
sig und Laub. Um den Natur-
schützern entgegenzukommen,
wurden den Haselmäusen gleich
zwei solcher Brücken zugestan-
den. Nach der bundesweiten Auf-
regung hat Passaus Landrat Franz
Meyer (CSU) jetzt überraschend

In Vilshofen steht eine Brücke für die Tiere, die diese aber nicht nutzen – Steuerzahlerbund rügt Verschwendung auch auf dem Obersalzberg

den Antrag gestellt, auf die zweite
Haselmausbrücke zu verzichten.
Auch der Bund Naturschutz be-
steht ebenfalls nicht darauf und
möchte mit den Planern nach Al-
ternativen suchen. Beim Ausbau
einer Kreisstraße im Landkreis
Passau wurde die Trasse so ge-
wählt, das Bäume links und rechts
neben der Fahrbahn stehen blie-
ben, deren Kronen über der Fah-
bahn eine natürliche Brücke bil-
den. Das war bei dem Neubau der
Umfahrung allerdings nicht mög-
lich.

Den Vorwurf der Steuerver-
schwendung lässt das Staatliche
Bauamt in seiner Stellungnahme
nicht gelten. Erst die Haselmaus-

brücke habe im gerichtlichen Ver-
gleich für Rechtssicherheit durch
unanfechtbares Baurecht gesorgt.
Mehrkosten durch weitergehende
Klageverfahren mit zeitlichen
Bauverzögerungen seien dadurch
vermieden worden.

Der Bund der Steuerzahler
meint denn auch, dass die Kosten
von 93 000 Euro im Vergleich zu
den Gesamtkosten für die Orts-
umgehung Vilshofen (40 Mio.
Euro) gering seien und man hoffe,
die Haselmaus werde „tatsächlich
einmal den Weg über die Brücke
finden“.

Ein weiteres Negativbeispiel in
Sachen Steuerverschwendung ist
laut Steuerzahlerbund das Doku-
mentationszentrum auf dem

Obersalzberg. Demnach „laufen
die Kosten für den Erweiterungs-
bau aus dem Ruder“. Statt ur-
sprünglich geschätzter 14,6 Mil-
lionen Euro soll das aktuell im
Bau befindliche Projekt nun über
30 Millionen Euro kosten.

Weitere fast 9 Millionen fürs
Dokumentationszentrum

Als Ursache für die Kostenstei-
gerung waren die Lüftungstech-
nik, der Brandschutz und die Bar-
rierefreiheit genannt worden. Der
Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen im Bayerischen
Landtag hatte die Kosten, die auf
21,35 Millionen Euro angehoben
worden waren, im Jahr 2016 zu-
nächst auf den Prüfstand gestellt,
später dann aber grünes Licht ge-
geben. Schon damals hatte der Er-
weiterungsbau Einzug ins
Schwarzbuch gefunden. Wegen
„nicht fristgerechter Leistungen
des Tragwerksplaners“ war es im
Folgenden zu weiteren Verzöge-
rungen gekommen. Auch die Wit-
terung und ein harter Winter
machten den Verantwortlichen
zu schaffen, wie Martin Julinek
vom Staatlichen Hochbauamt
Traunstein gegenüber der Hei-
matzeitung im Januar bestätigte.

Lohn- und Materialpreissteige-
rungen, vor allem bedingt durch
die gute Auftragslage des Hand-
werks, erhöhten die Kosten deut-
lich.

Der Ausschuss für Staatshaus-
halt und Finanzfragen des Bayeri-
schen Landtags genehmigte im
März diesen Jahres, nach viel öf-
fentlicher Kritik, einen weiteren
Nachtrag in Höhe von 8,75 Millio-
nen Euro. „Eine Mischung aus
Nachlässigkeiten und Bewer-
tungsoptimismus“ – so bewertete
damals etwa Grünen-Landtags-
abgeordneter Tim Pargent die
Gründe für die Kostenexplosion.
Die Grünen warfen der Staatsre-
gierung Mitschuld an der Kosten-
steigerung vor: Verantwortungs-
los werde am Obersalzberg mit
Steuergeldern umgegangen. An-
gedacht war, die Bauarbeiten im
Sommer 2020 abzuschließen.
Nun wird es mindestens Ende
2020 werden. Der Bund der
Steuerzahler schreibt dazu im
„Schwarzbuch 2019“: „Die Leid-
tragenden dieses finanziellen
Abenteuers werden letztlich die
bayerischen Steuerzahler sein. Es
bleibt zu hoffen, dass die Kosten
nicht noch weiter explodieren
und dass der anvisierte Fertigstel-
lungstermin eingehalten werden
kann.“

München/Berlin. In Bayern
prangert der Bund der Steuerzah-
ler Steuerverschwendung in drei-
stelliger Millionenhöhe an. Bun-
desweit sind im „Schwarzbuch“
rund 100 Beispiele aufgelistet.
Eine Auswahl der gravierendsten
und kuriosesten Fälle:

PKW-MAUT: Das Maut-Deba-
kel sei nicht nur eine große politi-
sche Blamage, sondern vor allem
bitter für die Steuerzahler, hieß es
bei der Vorstellung des neuen
„Schwarzbuchs“ in Berlin. Neben
Vorbereitungskosten von rund 83
Millionen Euro stünden Schaden-
ersatzforderungen der gekündig-
ten Auftragnehmer von mehreren
hundert Millionen Euro im Raum.

TECHNIKMUSEUM: Bei dem
weltweit bedeutenden Deutschen
Museum in München müssen
Bund und Freistaat kräftig nachle-
gen. Die Kosten für die Generalsa-
nierung des Technikmuseums
seien seit 2011 von 400 Millionen
Euro auf voraussichtlich 595 Mil-
lionen gestiegen.

STAATSARCHIV: In Unterfran-
ken stößt dem Verband der ge-
plante Umzug des Staatsarchivs

von Würzburg nach Kitzingen auf.
Es sei zwar ein hehres Ziel, durch
solche Behördenverlagerungen
ländliche und strukturschwache
Gebiete zu fördern, heißt es im
Schwarzbuch. Doch aus Sicht der
Steuerzahler stelle sich die Frage,
ob die „erhofften positiven Effekte
noch im Verhältnis zu den Kosten
von weit mehr als 50 Millionen
Euro stehen, wenn gerade einmal

Wo sonst noch Steuergelder verpulvert werden

ca. 20 Arbeitsplätze durch die An-
siedlung des Staatsarchivs in Kit-
zingen neu geschaffen werden
sollen“.

ABSCHIEBEGEFÄNGNIS: Fast
sieben Millionen Euro lässt sich
Bayern eine provisorische Ab-
schiebehaftanstalt am Münchner
Flughafen kosten – für gerade ein-
mal etwa 16 Monate Betriebszeit.
Während monatlich 425 000 Euro

Miete für eine Flugzeugwartungs-
halle fällig werden, werden Monat
für Monat durchschnittlich gera-
de einmal 18 Flüchtlinge für ein
paar Tage vor dem Abschiebeflug
inhaftiert. Somit entstünden Bay-
ern „mehr als 23 000 Euro an Kos-
ten pro untergebrachtem Asylbe-
werber“.

LANDRATSAMT: Der oberbay-
erische Landkreis Ebersberg hat
für zwölf Millionen Euro ein ehe-
maliges Kreissparkassengebäude
als Außenstelle der Kreisverwal-
tung erworben. Die Kosten für
den geplanten Umbau sind von
einem „groben Kostenrahmen“ in
Höhe von 3,3 Millionen auf mitt-
lerweile etwa 15 Millionen Euro
geklettert.

SUMMER STREETS: Für einen
Pilotversuch hat München heuer
zeitweise an zwei Orten Parkplät-
ze beispielsweise mit Kunststoff-
Sitzmöbeln zu Aufenthaltsräu-
men für Fußgänger umgewandelt.
Das Projekt „Summer Streets“
folgte einer Idee aus Stockholm.
Der Steuerzahlerbund hält die
zwei Monate lange Umnutzung
von 29 Autostellplätzen für frag-

würdig: 160 000 Euro habe die
Landeshauptstadt für das Modell-
vorhaben lockergemacht.

KUNSTWERK: Entfernt wurde
ein teures Kunstwerk in einer Ber-
liner Schule – von Einbrechern.
Der Fall machte bundesweit
Schlagzeilen: Die Grundschule im
Stadtteil Biesdorf hatte eine Art
Vogelnest aus Feingold in einer
Vitrine ausgestellt. Für das Werk
und die Sicherheitsvorkehrungen
wurden laut Stadtverwaltung ins-
gesamt 92 500 Euro gezahlt.
Schon kurz nach der Aufstellung
der Vitrine mit dem Goldnest gab
es einen ersten „Einbruchsver-
such“, ein zweiter folgte – der drit-
te hatte schließlich Erfolg. Bisher
ist der Fall nicht aufgeklärt. „Der
Senat gibt den Sanierungsstau an
den Berliner Schulen mit insge-
samt 3,9 Milliarden Euro an“,
kommentierte der Steuerzahler-
bund. „Da werfen Ausgaben von
92 500 Euro für ein winziges
Kunstwerk aus massivem Gold
tatsächlich viele Fragen über den
Wert von Bildung auf.“

KÜNSTLICHE WELLE: In Stutt-
gart zahlte die Stadtverwaltung

93 000 Euro für eine Machbar-
keitsstudie zu der Frage, ob auf
dem Neckar eine künstliche Welle
zum Surfen einrichtet werden
kann, wie es private Investoren
vorhatten. Während des weiteren
Verfahrens wies jedoch das Lan-
desgesundheitsamt laut Steuer-
zahlerbund nach, „dass der Ne-
ckar dauerhaft mit Fäkalien und
Krankheitserregern belastet ist“.
Die Baumaßnahmen für die
künstlichen Welle wurden des-
halb nicht genehmigt.

BLAUE SCHILDER: Einen Ein-
trag im „Schwarzbuch“ bekam
auch die Hochstufung der Bun-
desstraße 6 zur Autobahn 36 in
Sachsen-Anhalt. Hier müssen
nun auf rund 100 Kilometern Län-
ge statt gelber Schilder blaue Ex-
emplare aufgestellt werden. Kos-
tenpunkt: knapp 2,85 Millionen
Euro plus Planungs- und Verwal-
tungsaufwand. „Für die Autofah-
rer ändert sich, abgesehen von
den neuen Schildern, nichts“, mo-
niert der Steuerzahlerbund. Denn
die Bundesstraße war bereits als
vierspurige Straße autobahnähn-
lich ausgebaut.

Diese sieben Meter hohe und 20 Meter lange Stahlkonstruktion soll den Haselmäusen dienen, die links und
rechts der neuenUmgehungsstraße inVilshofen ihrenLebensraumhaben.DerHohlkörper istmit ÄstenundLaub
gefüllt. EineWildkamera wurdemontiert, daher weiß man: Noch hat sie keine Haselmaus genutzt. − F.: Rücker

Der Erweiterungsbau des NS-Dokumentationszentrums auf dem Ober-

salzberg kostet statt 14,6 nun über 30Millionen Euro. − F.: Pfeiffer

Die Haselmaus – gerade mal 10 cm groß – gehört zur Familie der Bilche.

Jetzt befindet sie sich imWinterschlaf.

In München wurden im Sommer zwei Parkplätze in Aufenthaltsräumemit

Sitzmöbeln für Fußgänger umfunktioniert. Der Steuerzahlerbundmoniert:

160 000 Euro Kosten für zwei Monate Nutzung. − Foto: dpa
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Vilshofen. Die Haselmausque-
rung bei Vilshofen steht im dies-
jährigen Schwarzbuch der Steuer-
zahler. Das Staatliche Bauamt
Passau nahm nach der Veröffent-
lichung dazu Stellung. „Es fehlt
eine schlüssige Begründung des
Steuerzahlerbunds, warum das
Bauwerk Steuergeldverschwen-
dung sein soll.“ Denn das Staatli-
che Bauamt ist nicht dieser Mei-
nung und gibt dazu eine Begrün-
dung, „warum die Haselmaus-
querung notwendig ist“.

In der den Medien zugestellten
Erklärung heißt es: „Da die neue
Ortsumgehung Vilshofen den Le-
bensraum der Haselmaus durch-
schneidet, wurde die Baugeneh-
migung nur unter der Auflage er-
teilt, dass gemäß den geltenden
Gesetzen zum Natur- und Arten-
schutz eine Querungshilfe für die
Haselmaus installiert wird. Diese
Maßnahme wurde zusammen
mit externen Experten erarbeitet
und soll es der streng geschützten
Haselmaus ermöglichen, ihren
angestammten Lebensraum wei-
terhin zu nutzen.“

Im Zuge eines seit März laufen-
den Monitorings habe ein Vor-
kommen der Nager im Biotop
neben der neu gebauten Umge-
hungsstraße nachgewiesen wer-
den können. Das Bauamt: „Somit
konnte die nachträgliche Kritik
des Bund Naturschutz, dass sich
die Haselmaus aufgrund der Bau-
tätigkeit aus diesem Biotop zu-
rückziehen wird und somit die
Haselmausquerung überflüssig
ist, durch aktuelle Untersuchun-
gen entkräftet werden.“ Frische

Fraß- und Kotspuren im Biotop
an der Ortsumgehung würden
„eindeutig die Aktivitäten der klei-
nen Nagetiere“ belegen. Die Tiere,
die zur Familie der Bilche gehö-
ren, befinden sich jetzt bereits
wieder im Winterschlaf.

Weiter heißt es in der Stellung-
nahme des Bauamts: „In seiner
Beurteilung lässt der Bund der
Steuerzahler geltende Natur-
schutzgesetze und das Gerichts-
urteil des Bayerischen Verwal-
tungsgerichtshofes (...) völlig
außer Acht. Es reicht aber nicht
aus, als Bund der Steuerzahler
rein nach monetären Gesichts-

Haselmausbrücke: Bauamt weist Kritik der Steuerverschwendung zurück

„Keine schlüssige Begründung“

punkten zu entscheiden, viel-
mehr bedarf es der fachlichen
Kompetenz, ökologische Sachver-
halte erkennen und beurteilen zu
können.“

Der Bayerische Verwaltungsge-
richtshof habe sich – so das Bau-
amt – mehrere Jahre mit dem Ar-
tenschutz in Zusammenhang mit
dem Bauvorhaben beschäftigt
und sich tief in die Materie einge-
arbeitet. „Mit seinem Urteil auch
zu den Haselmausquerungen hat-
te der Bund Naturschutz weitere
angedrohte Klagen zurückge-
nommen. Diese hätten noch we-

sentlich mehr Kosten verursacht
als die jetzige Querungshilfe von
rund 93 000 Euro. Dem Steuer-
zahler konnten so wesentlich hö-
here Kosten erspart werden.“
Auch daher habe das Bauamt
dem Urteil zugestimmt.

Das Bauamt glaubt, dass sich
der Steuerzahlerbund in seiner
Beurteilung selbst nicht ganz si-
cher zu sein scheine, ob es sich
um Steuergeldverschwendung
handle. „Dann wäre es sinnvoll
gewesen, mit einer Einschätzung
noch etwas abzuwarten und der
Natur die benötigte Zeit zu ge-
ben“, kontert die Behörde. − red

Neuhaus am Inn. Das Staatli-
che Bauamt Passau unterstützt
die Maßnahmen der Gemeinde
Neuhaus im Rahmen des Städte-
bauförderungsprogramms zur
Neugestaltung der alten Innbrü-
cke, der Innlände, der Schärdin-
ger und Staatsstraße 2119 im Orts-
bereich. Das ist das Ergebnis eines
Gesprächs mit Amtschef Robert
Wufka, Planern und Vertretern
der Gemeinde am 2. August, über
das Bürgermeister Josef Schifferer
im Gemeinderat berichtete.

Am Termin der Landesgarten-
schau in Schärding 2025 werde
nicht gerüttelt, sagte Bürgermeis-
ter Josef Schifferer (CSU). Bis da-
hin müssten die Vorhaben an der
Innbrücke umgesetzt sein. Das
Staatliche Bauamt fordere, die
Gestaltung der Innbrücke zeit-
gleich mit der Sanierung der
Schärdinger Straße abzuwickeln.
Die Brücke müsse rund ein Jahr
gesperrt werden. Das Staatliche
Bauamt habe den geplanten De-
ckenbau zurückgestellt, um die
Arbeiten auf der Staatsstraße im
Einklang mit der Sanierung der
Brücke sowie der Innlände und
Schärdinger Straße zu realisieren.

Auch eine fußläufige Verbin-
dung in Form eines Geh- und Rad-
wegs parallel zur Straße sei the-
matisiert worden, sagte Schif-
ferer. Hierfür gebe es ebenfalls öf-
fentliche Gelder. Eine Doppelför-
derung sei aber nicht möglich. Die
Gemeinde werde prüfen, mit wel-
chem Förderprogramm man am
besten fährt. Zudem gelte es, die
Anbindung der überregionalen
Radwege im südlichen Bereich,
die am Tennisheim die Straße

kreuzen, zu verbessern. Viele Rad-
wege führten durch Neuhaus, der
Inntal-, Most- oder Rottalradweg.
Bei der Gestaltung der Radverbin-
dungen sei auch der Landkreis
einzubeziehen. Die Geh- und
Radwegsituation sei ebenfalls bis
2025 zu verbessern.

Hans Weidmann (SPD) plädier-
te für eine Trennung von Fußgän-
ger- und Radfahrverkehr. Es
handle sich um einen „Hotspot“
in Neuhaus. Vor allem bei schö-
nem Wetter sei viel los. Auf der
Innbrücke werde kein Geh- und
Radweg angelegt, sagte Schifferer.
Die notwendige Breite von drei
Metern bis zu 3,50 Metern sei
nicht möglich. Die Autolenker
müssten in Kauf nehmen, hinter
Radfahrern her zu fahren.

Anliegen sei, die überregiona-
len Radwegnetze zu verbinden,
sagte zweiter Bürgermeister Ste-
phan Dorn (CSU). Es fehle noch
der Lückenschluss. Sabine Mayer-
hofer (SPD) wünschte, den obe-
ren Teil von Neuhaus nicht zu ver-
gessen, etwa im Bereich der Ein-
mündung der Gartenstraße. Dies
sei bereits beschlossen. Vor allem
die Querung der Staatsstraße sei
ein neuralgischer Punkt. Es be-
treffe vor allem Kinder und Senio-
ren.

Das Staatliche Bauamt sei be-
reit, die städtebaulichen Vorha-
ben der Gemeinde zu unterstüt-
zen, resümierte Schifferer. Die
Umsetzung erfolge zeitnah und in
einem Zug, damit die Straße nur
kurz gesperrt werden muss. May-
erhofer mahnte mehr Sitzungen
des Städtebauförderungsaus-
schusses an. − tw

Staatliches Bauamt unterstützt Neuhaus

Gesamtkonzept für das
Umfeld der Innbrücke

Die 93 000 Euro teure Querungshilfe für Haselmäuse kam ins Schwarzbuch desBundes der Steuerzahler Bay-

ern. Das Staatliche Bauamtmacht klar: „Ohne Haselmausquerung gäbe es keine Ortsumgehung.“ − F.: Rücker
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